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PN 4/2009

Mit einer Kundgebung von 100 
Aktivist- und Sympathisant/innen 
vor dem Parlament wurde die Öster- 
reich-Tour RAUSausEURATOM am 
24. Oktober – zum Nationalfeiertag – 
in Wien abgeschlossen. Insgesamt 
elfmal wurde im Rahmen der Tour 
quer durch ganz Österreich – von 
Bregenz bis Eisenstadt – Halt ge-
macht. Mit Organisationen, Vereinen 
und Unternehmen vor Ort, die sich 
der Forderung "Raus aus EURA-
TOM!" angeschlossen haben, aber 
auch etwa mit Burgenlands Landes-
hauptmann Niessl, wurde öffentlich 
auf verschiedene „EURATOM-Übel“ 
hingewiesen. (Siehe Bericht über 
die SalzburgerTour-Etappe bei den 
380kV-Gegnern, S. 3.)
Redner beim Abschluß vor dem  
Hohen Haus waren Univ.-Doz. Dr. 
Peter Weish (Forum Wissenschaft 
& Umwelt), Christiane Schmutterer 
(ARGE ja zur Umwelt, nein zu Atom-
energie) und Erwin Mayer (Mehr 
Demokratie!). Von den eingeladenen 
Politiker/inne/n – Bundespräsi-
dent und Kanzler (siehe Brief S. 2), 
sämtliche Regierungsmitglieder und 
NR-Abgeordneten – war nur die 
Atomsprecherin der Grünen im NR, 
Christiane Brunner, erschienen.
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Berlakovich bald nach seinem Amts-
antritt mit den richtigen Schwerpunk-
ten als erstrebenswert erklärt hat, ist 
nicht mehr im mindesten in Sicht. 
Eine gewisse Schicht europäischer 
Politiker nimmt in den letzten Jahren 
stereotyp und simplistisch kein Ar-
gument mehr wahr – selbst augen-
fällige Falsifizierung ihrer Haltung 
durch die ersten konkreten Erfah-
rungen mit der „Atomrenaissance“ 
(Olkiluoto-3, Finnland) nicht. Daher 

An Herrn
Bundespräsident 
Dr. Heinz FISCHER
(persönlich)
Hofburg, Leopoldinischer Trakt
1014  WIEN

Sehr geehrter 
Herr Bundespräsident!

Wir erlauben uns, Ihnen die beilie-
gende „Diplomatische Note“ und 
den möglichen Text einer Gesetzes-
vorlage an das Parlament für einen 
Austritt Österreichs aus dem EUR- 
ATOM-Vertrag bzw aus der EAG* zur 
Kenntnis zu bringen und zur allfäl-
ligen Verwendung zu diesem Zweck 
anheimzustellen. Wir hätten Ihnen 
diese Unterlagen gerne bei der Ab-
schlußveranstaltung der „Raus-aus-
Euratom“-Österreichtour am 24. Ok-
tober vor dem Parlament übergeben. 
Da Sie auf die Einladung der 
„RausausEuratom“-Kampagnen-
koordination  dorthin nicht reagiert 
haben, übermitteln wir sie Ihnen nun 
auf postalischem Weg und verbinden 
dies mit dem heurigen Jahrestag des 
ersten österreichischen Atomsperr-
gesetzes (Mitte Dezember 1978).

„…unmittelbar im politischen 
Handeln einsetzbar!“

Die Unterlagen sind nach den Re-
geln des Völkerrechts ausgearbeitet 
und somit unmittelbar im politischen 
Handeln einsetzbar. 

Wie Sie anhand Beilage 2 (Geset-
zesvorlage) sehen, schlagen wir zur 
Umsetzung des Erstrebten den de-
mokratisch anspruchsvolleren und 
für unser Ziel politisch riskanteren 
Weg einer Volksabstimmung vor, 
auch wenn dies zumal im Lichte jün-
gerer Regierungs- bzw Parlaments-
entscheidungen (Lissabon-Vertrag, 
EU-Verfassungsvertrag) von Regie-
rung/Parlament wohl als rechtlich 
nicht zwingend geboten angesehen 
würde.
Eine gründliche Revision des EAG*-
V, wie sie zuletzt Umweltminister 

ist entschlossenes Handeln gefor-
dert. Zumindest um größeren Scha-
den von Österreich abzuwenden, 
wenn schon innerhalb der Union 
kein Umschwung in der Atompolitik 
mehr zu erreichen ist.
 
Mit freundlichen Grüßen
					   

Mag. Heinz Stockinger, Obmann

*EAG = Europäische Atomgemeinschaft
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SN 26.9.2009

RAUSausEURATOM-Österreich-Tour, Station Salzburg:

Im Rahmen der Österreich-Tour „RAUS-
ausEURATOM“ fand am 28.9.2009 eine 
Aktion der Bürgerinitiative gegen 380 kV-
Stromtransitfreileitung Seeham gemeinsam 
mit der Salzburger Plattform gegen Atomge-
fahren (PLAGE) und atomstopp_oberoester-
reich statt. 
Maßstabsgetreu wurde die geplante Trasse 
„nachgebaut“. So wurden die geringen Ab-
stände der geplanten 380 kV-Stromleitungen 
zu bewohntem Gebiet und die enormen Aus-
wirkungen auf den regionalen Tourismus an-
schaulicher. Dreieinhalb rot-weiß-rote Bän-
der symbolisierten, daß von den geplanten 
19 Leitungen, die zum Stromtransport 
gebaut werden sollen, nur 3,5 notwendig 
sind, um die Stromversorgung Österreichs 
zu bedienen. Fünfzehn gelbe Bänder und 
ein halbes stellten die 15,5 Leitungen dar, 
die für den internationalen Stromhandel - zu 
einem Gutteil Atomstromhandel - bestimmt 
sind. Mit diesem Stromhandel ist sehr viel 
Geld zu verdienen, daher hätten damit  auch 
innovative und fortschrittliche Projekte, wie 

eine Verkabelung, leicht finanziert werden 
können. Eine Ausrede gilt für den Verbund 
deswegen schon nicht, da es bei gleicher 
Unfähigkeit nicht schon vor 153 Jahren zum 
ersten Kommunikationskabel zwischen Eu-
ropa und Amerika gekommen wäre. Schon 
1857 verlegten Cyrus W. Fields Leute ein 
erstes Atlantikkabel!
Franz Mangelberger, Sprecher der Bürgerini-

tiative gegen 380 kV-Stromtransitfreileitung 
Seeham: „Laut Masterplan vom Verbund 
soll in den Zentralalpen die installierte 
Pumpleistung von derzeit rund 1.200 MW 
auf bis zu 5.500 MW im Jahr 2020 gestei-
gert werden. Der Verbund wird sich dann 
die Stromflüsse quer durch Österreich teuer 
abgelten lassen – nur wir alle, die von den 
380 kV-Leitungen betroffen sind, haben die 
Zeche dafür zu zahlen!“ 
Die PLAGE warnte bereits vor der Volksab-
stimmung über den EU-Beitritt vor dieser 
Folge der EU-Energiepolitik, die mehrheitlich 
starr auf riesige Kraftwerkszentralen und da-
mit auf die großen Stromkonzerne setzt (> 
EURATOM-Broschüre „Atomstaat, zweiter 
Anlauf?“, 1994, Kap. 5). 
Die Forderungen: Österreich soll aus der 
Europäischen Atomgemeinschaft austreten 
und die Mittel für erneuerbare Energien ver-
wenden! Strom soll zunehmend dort produ-
ziert werden, wo er gebraucht wird und nicht 
über noch mehr monströse Leitungen quer 
durch Europa fließen!

Flachgauer Nachrichten, 1.10.2009

Vor einem Jahr unterstützten 35 Organisati-
onen die Kampagne - heute sind es: 82, ein 
Plus von 47 Organisationen! (http://www.
raus-aus-euratom.at/unterstuetzer.php)
Ebenfalls neu im Jahr 2009: die Diöze-
se Linz und die evangelische Kirche AB in 
Oberösterreich befürworten die Kampagne. 
(http://www.raus-aus-euratom.at/kirchen.
php)
Vor einem Jahr gab es 2 Gemeinderesolu-
tionen RAUSausEURATOM - heute sind es: 
117, ein Plus von115 Gemeinden! (www.
raus-aus-euratom.at/gemeinden.php)
Entsprechend breiter ist im vergangenen 
Jahr auch die Trägerschaft der Kampagne 
geworden: allein die vielen Gemeindereso-
lutionen lassen ahnen, dass es viele Einzel-
personen oder Gruppen sein müssen, die 
sich engagiert für das Anliegen eingesetzt 
haben. Die Beiträge der Multiplikator/inn/
en sind ungemein wertvoll. Ein Danke an 
alle für die rege Beteiligung, Mithilfe, Orga-
nisation, Bewerbung von Veranstaltungen, 
und natürlich für die Eigeninitiativen – Ak-

tionen, Infoabende, Medienarbeit... – die in 
die Kampagne eingebracht wurden! Fotos 
von den Aktionen findet man unter: www.
atomkraftfrei-leben.at/gallery.php

Einige weitere Tätigkeiten: 
Die vier Nummern der oö. Vereinszeitung 
„atomstopp“ waren alle dem Thema gewid-
met, desgleichen die Ausgabe 3/2009 der 
PN. Erstere wurden u.a. auch an alle Nati-
onalräte und Bundesräte geschickt. Sage 
keiner, er habe es nicht wissen können!...
Es wurde ein Persönlichkeiten-Komitee 
zur weiteren Bekanntmachung der Kam-
pagne gegründet, dem beispielsweise der 
langjährige Direktor des Naturhistorischen 
Museums, Univ.-Prof. Dr. Bernd Lötsch an-
gehört. (http://www.raus-aus-euratom.at/
personenkomitee.php)
67 Informationsstände wurden betreut. 
Unzählige Gespräche mit Politiker/inne/n 
wurden geführt ... Initiativen und parlamen-
tarische Anfragen angeregt: zu EURATOM 

generell, zu den österreichischen Zahlungen 
an EURATOM… 
Wir hoffen natürlich sehr, dass die Bun-
desregierung letztlich auf unsere Forderung 
eingeht: rund 80% der Österreicher/innen 
wollen laut Umfrage RAUS aus EURATOM!
Die Kampagne wird im Jahr 2010 fortge-
setzt. Wir freuen uns, wenn noch mehr mit 
uns gemeinsam einen Akzent für eine glaub-
würdige Antiatompolitik Österreichs setzen. 
Einen Akzent, der auch europäische Bedeu-
tung hat: denn Österreich ist nicht das ein-
zige Land, das Atomkraft ablehnt, dennoch 
aber EURATOM mitfinanzieren muss. 
Österreich kann mit einem Ausstieg aus 
EURATOM Vorreiter sein, damit auch die-
se anderen Länder, etwa Dänemark oder 
Irland, aus EURATOM aussteigen und ihre 
Forschungsgelder ausschließlich in Rich-
tung umweltverträglicher und erneuerbarer 
Energien umlenken.

(Nach einer Aussendung von atomstopp_oberösterreich, 
zum Jahreswechsel 2009/10) 

Stand Anfang 2010: 

Entwicklung der Kampagne RAUSausEURATOM 2009    



PLATTFORM         N E W S    PN 4/20094

Der Rückhalt für die Kampagne "Österreich - RAUS aus EURATOM" 
festigt sich stetig: Bereits 117 Gemeinden quer durch Österreich – 
Gemeinden von "A" wie Alberndorf bis "Z" wie Zwettl – haben sich 
in Resolutionen für einen Ausstieg aus EURATOM ausgesprochen, 
berichteten Roland Egger und Gabriele Schweiger, Sprecher von 
atomstopp_oberoesterreich, zu Anfang des Jahres. 

Beispiele:
RAUSausEURATOM-Gemeinde Nr. 107: 
Sigmundsherberg (NÖ)
RAUSausEURATOM-Gemeinde 108: 
Preding (Stmk)
RAUSausEURATOM-Gemeinde 109: 
Zell am Pettenfirst (16.12.09)

Seitdem ist die Zahl weiter angewachsen – bis Mitte Jänner auf 117
(www.raus-aus-euratom.at/gemeinden.php)

Und in Salzburg?...
Den 20. Jahrestag des „Aus“ für die WAA Wackersdorf hat die  
PLAGE  mit der heute atompolitisch relevantesten Forderung verbun-
den, eben nach Österreichs Austritt aus EURATOM. In diesem Zusam-
menhang wurde den Gemeinderats-Fraktionen der Stadt Salzburg 
ein entsprechender Resolutionsvorschlag übermittelt. Diesen wollte 
die ÖVP so nicht mittragen. Ihr Klubobmann, Dr. Christian Fuchs, er-
klärte, daß seine Fraktion jedoch einer Resolution zustimmen würde, 
wie sie der Salzburger Landtag am 23. Mai 2007 beschlossen hat. 
Es ist zu erwarten, daß die nun eng an den Landtagsbeschluß an-
gelehnte Resolution vom Salzburger Stadtparlament demnächst mit 
folgenden Hauptforderungen verabschiedet wird:

(…)
2. 	� Der Bürgermeister wird ersucht, die Bundesregierung aufzufor-

dern,
2.1. 	�eine grundlegende Überarbeitung des EURATOM-Vertrages bis 

Ende des 1. Halbjahres 2010 anzustreben. Ziele der Revision 
sollen sein: (…)

2.2.	� die reale Höhe und die detaillierte Verwendung der österrei-
chischen Beiträge zu EURATOM bzw. zu allen EU-Aktivitäten im 
Zusammenhang mit Atomenergie zu ermitteln und über ihre Ver-
wendung dem Gemeinderat der Stadt Salzburg bis 31. Jänner 
2010 zu berichten;*

2.3.	� im Falle des Scheiterns einer grundlegenden Überarbeitung des 
EURATOM-Vertrages Ausstiegsszenarien zu prüfen und gege-
benenfalls die Bereitschaft zum Austritt zu erklären.

* Zu 2.2.: Eine parlamentarische Anfrage der damaligen NR-Abg. Ulli Sima (SPÖ) 2004 
erhielt die Antwort „40 Millionen Euro“. Inzwischen hat die Bundesregierung auf eine 
neuerliche Anfrage, diesmal der GRÜNEN, hin erklärt, die Höhe der jährlichen österrei-
chischen Beiträge zu EURATOM lasse sich nicht genau eruieren. Indem der Salzburger 
Gemeinderat diesen Punkt dennoch aufrechterhält, drückt er aus: Niemand versteht, 
wie es sein kann, daß sich die Aufwendungen für atomrelevante Tätigkeiten unter dem 
Schirm der EU nicht verläßlich verfolgen und beziffern lassen sollen. 

Schon über 100 Gemeinden 
quer durch Österreich 

wollen „RAUS aus EURATOM"

  8.7.2009, Salzburg: „20 Jahre ‚Aus‘ für WAA
  Wackersdorf – Heute: Raus aus EURATOM!“
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Die PLAGE hat wiederholt – auch in der PN – 
auf das Verdienst der Grünen Johannes Vog-
genhuber und Joschka Fischer hingewiesen, 
als Mitglieder des EU-Verfassungskonvents 
das Schlimmste, nämlich die Aufnahme 
des EURATOM-Vertrages in die Verfassung, 
verhindert zu haben. Allerdings hielten wir 
dies nie für ein so grandioses Argument 
zugunsten der EU-Verfassung, wie Abg. 
Voggenhuber dies darstellte, denn der völ-
lig anachronistische EURATOM-Vertrag von 
1957 blieb in voller Rechtskraft eigenständig 
bestehen. Als die EU-Verfassung nach der 
Ablehnung durch die Franzosen und Nieder-
länder als „Reform-Vertrag“, dann als „Lis-
sabon-Vertrag“  nicht wirklich wesentlich 
verändert wiederauferstand, verließen wir 
uns andererseits auf Aussagen, dass man 
eine Verschlechterung der Rechtslage in Be-
zug auf den EURATOM-Vertrag nicht zulas-
sen werde. Nun hat Univ.-Prof.Dr. Michael 
Geistlinger, Völkerrechtler an der Universität 
Salzburg, die Bestimmungen des Lissaboner 
„Protokolls 2 zur Änderung des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Atomgemein-
schaft“ durchgeprüft. Dabei stellte er fest, 
dass das allgemeine Austrittsverfahren des 
Art 49 a EUV („Vertrag über die Europäische 

Union“) auf den EURATOM-Vertrag erstreckt 
worden ist. Die Rechtslage „ist also entge-
gen aller Behauptungen massiv verschlech-
tert worden“.
Nach wie vor ist jedoch der Austritt rechtlich 
möglich. Und die diplomatische Note, die 
Prof. Geistlinger ausgearbeitet hat, würde 
diesen Prozess auch initiieren. Allerdings 
muss Adressat einer solchen Mitteilung des 
austrittswilligen Staates jetzt der Europä-
ische Rat sein. Daran schließt in der Folge 
eine Verhandlung über ein Austrittsabkom-
men an.
Der Völkerrechtler wird mit Hinweis auf die 
neue Rechtslage seit 1. Dezember 2009 die 
diplomatische Note umschreiben, und eben-
so die Erläuternden Bemerkungen zum Aus-
trittsBVG (Bundesverfassungsgesetz). Das 
BVG selbst kann im Wesentlichen stehen 
bleiben, wie es ist.
Prof. Geistlinger kritisch: „Insgesamt sollte 
man unsere Regierungsvertreter bei den 
Verhandlungen des Vertrages von Lissabon 
aber schon befragen, wie sie  die Über-
nahme des Art 49a EUV in den EURATOM-
Vertrag rechtfertigen konnten und können.“ 
Wieder einmal können wir nur konsterniert 
die Laxheit, die Fahrlässigkeit der offiziellen 

österre ichischen 
„Anti“atompolit ik 
zur Kenntnis neh-
men. Befragen 
werden wir unsere 
Regierungsvertreter 
allemal.
Die Verschlechterung konkret: „Während 
bis 1. Dezember 2009 Österreich ausnützen 
hätte können, dass keine Austrittsbestim-
mungen im EURATOM-Vertrag enthalten 
waren, es selbst also auch auf Seiten der EU 
und EURATOM längstens binnen eines Jah-
res ab Erklärung seines Austritts die näheren 
Modalitäten für den Austritt (zB Klärung der 
Budget- und Mitgliedsbeitragsfragen, zu-
künftige Vorgangsweise in Rats-, Kommissi-
ons- und Ausschusssitzungen, Schicksal der 
für EURATOM eingesetzten österreichischen 
BeamtInnen und weitere Vorgangsweise bei 
EURATOM-Forschungs- und sonstigen Pro-
jekten) mitbestimmen hätte können, dauert 
der Prozess nun bis zu zwei Jahren und 
kann Österreich im Rat und Europäischen 
Rat über den Inhalt des Austrittsabkommens 
nicht mitstimmen, sondern ist hier den an-
deren Mitgliedstaaten ausgeliefert.“

RAUSausEURATOM 
beim Wolfgangsee-Lauf 

Sechs Unentwegte – bei dem Wetter! – liefen 
am 18.10.2009 für RAUSausEURATOM beim 
Wolfgangseelauf mit. Eine Person lief 5 km, 
vier trotzten Regen und Kälte über 10 km, und 
einer gar über die ganze Distanz rund um den 
Wolfgangsee. Die widrigen Witterungsver-
hältnisse machten diesen Lauf zu einer inten-
siven Angelegenheit, aber PLAGEgeister sind 
nun einmal zäh. Neben dem Ehepaar Neff aus 
Schleedorf hier Karin und Gabriel Brand. 

Überparteiliches Volksbegehren RAUSaus
EURATOM  – logischer nächster Schritt? 

Lissabon-Vertrag und Ausstieg aus EURATOM

Im Online-Lexikon WIKIPEDIA Niederschlag gefunden:

„Im Unterschied zum 2002 ausgelaufenen EGKS-Vertrag ist die Dauer des EURATOM-Vertrags 
unbeschränkt. Außerdem unterlag der EURATOM-Vertrag – im Gegensatz zu den Verträgen der 
EGKS und der E(W)G – im Laufe der Zeit keinen substanziellen inhaltlichen Veränderungen. In 
der Regel beschränkten sich die Anpassungen darauf, Änderungen in den anderen Verträgen 
entsprechend nachzuvollziehen. Die Europäische Atomgemeinschaft ist auch durch Inkrafttre-
ten des Vertrags von Lissabon nicht wie die EG untergegangen, sondern bleibt als supranatio-
nale Organisation neben der EU bestehen.
Der Ausstieg aus dem EURATOM-Vertrag ist für jeden Mitgliedstaat der Europäischen Union 
möglich, ohne dass davon die Mitgliedschaft bei der Europäischen Union betroffen wäre. Drei 
Gutachten von Völkerrechtsexperten kommen übereinstimmend zur Ansicht, dass ein einsei-
tiger Ausstieg aus EURATOM aufgrund Art. 56 Wiener Vertragskonvention möglich ist.“
http://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Atomgemeinschaft

PLAGETAGE
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Atomfreundlich, windkraftfeindlich: 
der neue EU-Energiekommissar

Der neue EU-Kom-
missar für Energie, 
Günther OETTINGER 
aus Deutschland, ist 
kein „gewöhnlicher“ 
A tombefürwor te r , 
sondern ein beson-
ders eingefleischter. 
Er saß im Aufsichts-

rat von EnBW, eines der vier deutschen 
Kohle- und Atomstromerzeuger („The Big 
Four“), seit längerem überdies eine Tochter 
des weltgrößten Atomstromkonzerns, Elec-
tricité de France (EDF). Als Ministerpräsident 
des Landes Baden-Württemberg behinderte 
Öttinger den Windkraftausbau nach Strich 
und Faden.
In seiner Antwort auf die schriftliche Befra-

gung durch das EU-Parlament sagt er unter 
anderem: „Europa hat auch die Pflicht(!), für 
die sichere Nutzung der Kernenergie einzu-
treten, zum Beispiel mittels gemeinsamer 
Regelungen für den Umgang mit Nuklearab-
fall. Innerhalb dieses Rahmens behält jedes 
einzelne Mitgliedsland die Freiheit, seinen 
Energiemix zu wählen.“
Als erste Priorität erwähnte der frischge-
backene Energiekommissar „Energieef-
fizienz“, gefolgt von „kohlenstoffarme 
Energieformen“, wobei er einerseits den 
„massiven Ausbau erneuerbarer Energie-
quellen“ befürwortete und andererseits die 
oben zitierte „Pflicht“ zur Atomenergie-
förderung konstatierte. 
Wie der Greenpeace-Energieexperte Jan Ha-
verkamp richtig meint, sind ein Gutteil dieser 

Aussagen Stehsätze, wie etwa das Bekennt-
nis zur Energieeffizienz. Neu ist hingegen 
„die Pflicht…zur Nutzung der Kernenergie”. 
So ausdrücklich trat die EU-Kommission in 
den letzten zwanzig Jahre nie für die Atom-
energie ein. Haverkamp hält dies für ein 
Alarmzeichen. Atombefürworter meinen 
überdies mit dem Ausdruck „kohlenstoff-
arm“ – Öttingers zweite Priorität – wiede-
rum die Atomkraft. Und schließlich dient die 
schon seit längerem angepeilte EURATOM-
Richtlinie für Atomabfälle, wie der völlig un-
genügende Entwurf zeigt, zu nichts anderem 
als Endlager u.ä. leichter durchzusetzen und 
mittels Scheinlösung das Hauptbedenken 
der Europäerinnen und Europäer gegen die 
Atomnutzung auszuräumen.

Sehr geehrter Herr Stockinger,

uns sind keine Vorgänge bekannt, 
die die genannten Behauptungen 
in der Kettenmail bestätigen.
Die TU Berlin hat einen HOAX 
Info Service wo über Falsch-
meldungen, kursierende Ketten-
briefe und Gerüchte im Inter-
net aufgeklärt wird. Auch die 
uns betreffende Falschmeldung 
ist dort aufgeführt und dar-
gestellt, dass unsere Aktion 
nichts mit dieser Email zu tun 
hat.
Siehe: http://hoax-info.tubit.
tu-berlin.de/hoax/codexalimen-
tarius.shtml

Herzlichen Gruß
Thomas Göing, Aktion ELIANT, 
Projektmanager  (eM 23.9.09)

ELIANT distanziert sich 
von Horrormails
Vergangenen Herbst kam mit einem Mas-
senmail an die PLAGE der Hinweis auf die 
EU-weite Unterschriftenaktion einer Organi-
sation namens ELIANT, gegen (angebliche) 
Vorhaben, die derart nach Orwell klangen, 
dass wir alle im PLAGE-Büro spontan sagten: 
das können nur Horrormärchen sein! Heinz 

Stockinger recherchierte dann etwas. Rasch 
kam ans Licht, daß sich ELIANT tatsächlich 
von diesen drastischen Internetmeldungen 
distanzierte und diese dementierte. (Siehe 
Antwort von ELIANT-Projektmanager Tho-
mas Göing, linke Spalte.)

Was an der ursprünglichen sowie weiteren 
im Internet kursierenden Mitteilungen im-
merhin – wegen der leichten Überprüfbarkeit 
– plausibel klang, war, dass bis Dez. 2009 
ein neuer, erweiterter Codex Alimentarius 
der FAO, eventuell im Zusammenspiel mit 
der EU, eventuell mit bedenklichen Bestim-
mungen beschlossen werden sollte.

Kritische Politiker zu 
Befürchtungen
Zufällig hatte Heinz Stockinger just zu der 
Zeit das Buch Aliments irradiés –  atome, 
malbouffe et mondialisation (Bestrahlte 
Lebensmittel – minderwertiges Essen – 
Globalisierung) gelesen. Darin legte einer 
der ernstestzunehmenden und langjährigen 
Grünen EP-Abgeordneten, der Belgier Paul 
Lannoye, in einem Beitrag den Stand der Le-
bensmittelbestrahlung in der EU dar. Darin 
zeigt er ein nicht gerade gesundheitsfreund-
liches Zusammenspiel von FAO, IAEO, EU-
Kommission u.a. auf. (IAEO: Internationale 

Atomenergieorganisation, vgl. ihren Einfluß 
auf die WHO > PN 3/2009.) Möglicherwei-
se war also an den Massenmails nicht al-
les erfundener Horror, auch wenn sie über 
ELIANTs Unterschriftenkampagne völlig 
Falsches behaupteten. 

Weil „Vorsicht die Mutter der Porzellanki-
ste“ ist und andererseits hier wirklich einmal 
handfest die Qualität von apokalyptischen 
Internetbotschaften überprüfbar wurde, galt 
es zumindest 100%ig abklopfen, ob das, 
was spezifisches PLAGE-Thema ist und uns 
unvorstellbar schien, denn wirklich nicht in 
Technokratengehirnen gesponnen wurde: 
der angebliche Zwang zur „Bestrahlung bi-
ologischer Nahrung“. Im folgenden Auszüge 
aus den Antworten der von uns angeschrie-
benen Parlamentarier Paul Lannoye (MEP, 
GRÜ) und Johann Maier (NR-Abg., SPÖ), 
deren langjährige Aktivitäten sie gerade im 
fraglichen Bereich als äußerst versiert, kri-
tisch und „lobbyresistent“ ausweisen. Ne-
ben seiner langen, konsequenten Tätigkeit 
im AK-Konsumentenschutz hat NR Maier 
beispielsweise auch speziell im Atombe-
reich mit der PLAGE und vor allem dem 
Umweltdachverband dafür gesorgt, daß der 
Nationalrat gegen Lobbydruck von Siemens, 
Elin, Simmering-Graz-Pauker u.a. 1999 das 
neue, strenge österreichische Atomhaf-
tungsgesetz beschloß.

Zwangsbestrahlung biologischer Nahrung?
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Von: Paul LANNOYE 
[mailto:paul.lannoye@skynet.be] 
Gesendet: 24. No-
vember 2009

Bonjour,
A ma connais-
sance,…  Meines 
Wissens hat sich 
seit der Abfas-
sung meines Bei-
trags zum Buch 
Aliments irradiés 
– atome, malbouffe et mondialisa-
tion nichts geändert.
Es ist kein neuer Codex alimenta-
rius in Vorbereitung. 
Sollte im übrigen die EU-Kommissi-
on etwas vorbereiten, entzieht es 
sich meiner Kenntnis.
Ich habe stärkste Vorbehalte hin-
sichtlich der oft sehr ungenauen, 
schlecht dokumentierten und pau-
schal attackierenden Aussagen, vor 
denen es auf Webseiten wimmelt, 
die voneinander abschreiben. (…)

Paul Lannoye 

Von: Johann MAIER 
[mailto: nr-maier@salzburg.gv.at] 
Gesendet: 21. Oktober 2009 

Hintergrund der 
Anfragen von be-
sorgten Bürgern 
betreffend den 
zitierten Co-
dex Alimentarius 
ist offenbar ein 
„Kettenbrief“ 
(siehe 
http://hoax-info.tubit.tu-berlin.
de/hoax/codexalimentarius.shtml).
Der zitierte Kettenbrief infor-
miert falsch und versucht Öffent-
lichkeit und KonsumentInnen mit 
Horrormeldungen und Schauermärchen 
zu manipulieren. Eine verpflicht-
ende Bestrahlung von biologischer 
Nahrung ist ein absoluter Unsinn 
und von niemandem geplant.
(…) sind derzeit weder Heilkräuter 
noch Tees Thema irgendeiner Dis-
kussion im FAO/WHO Codex Alimen-
tarius.
(…)

Johann Maier, NR-Abgeordneter

Diese Auskünfte untermauert Verbraucher-
schützer Maier mit allgemeineren Informati-
onen zum Codex Alimentarius und zu Öster-
reichs Mitwirkung daran (> siehe Kasten). 
Ungenügend bzw zu unkritisch beschrieben 
ist in diesen Ausführungen vielleicht die Rolle 
der EU (> vgl. MEP Paul Lannoye, oben).

Grundsätzliches zum Codex Alimentarius 
(http://www.codexalimentarius.net/web/index_en.jsp)

Der „FAO/WHO Codex Alimentarius“ ist eine gemeinsame Organisation von 
FAO (Food and Agriculture Organization) und WHO (World Health Organi-
zation) im Rahmen der Vereinten Nationen (UNO). Ziel und Aufgabe dieser 
Anfang der 1960igerJahre eingerichteten internationalen Institution sind der 
Schutz der Gesundheit der VerbraucherInnen und faire Praktiken im inter-
nationalen Handel.

Bedeutung von Codex Standards 
(http://www.wto.org/english/thewto_e/coher_e/wto_codex_e.htm)

Codex-Standards beziehen ihre herausragende Bedeutung für den interna-
tionalen Handel mit Lebensmitteln aus dazu beschlossenen internationalen 
Handelsübereinkommen im Rahmen der Welthandelsorganisation WTO 
(World Trade Organization). Diese WTO-Abkommen berühren nationales 
und EU-Recht, da die Mitgliedstaaten sich grundsätzlich verpflichtet haben, 
ihre nationalen Verpflichtungen den Welthandelsverträgen anzupassen. 
Auch die Europäische Union hat sich durch den Beitritt zur WTO verpflich-
tet, die in diesem Rahmen eingegangenen „Abkommen und dazugehörigen 
Rechtsinstrumente (Streitbeilegungsverfahren)“ anzuerkennen. 
Regulatorische Aspekte zur Lebensmittelsicherheit sowie zum Tier- und 
Pflanzenschutz werden insbesondere vom sogenannten SPS-Übereinkom-
men („Sanitary and Phytosanitary Agreement“) berührt. Demnach dürfen 
regulatorische Maßnahmen zur Lebensmittelsicherheit nicht willkürlich er-
folgen oder diskriminierend gegenüber anderen Ländern wirken. Zudem 
müssen sie vor allem wissenschaftlich begründet sein. Während nationale 
Standards zwar grundsätzlich erlaubt sind, gewinnen im Zuge der Globali-
sierung internationale Standards und damit der Codex Alimentarius infolge 
ihrer Akzeptanz in WTO-Handelsstreitigkeiten zunehmend an Bedeutung.

Österreichs Mitwirkung im Codex Alimentarius 
(http://www.bmg.gv.at)

Als langjähriger Mitgliedstaat von FAO und WHO ist Österreich seit ge-
raumer Zeit mit dem Codex Alimentarius vertraut und in vielen seiner Gre-
mien aktiv. Zudem trat im Jahre 2003 auch die Europäische Gemeinschaft 
(EG) als Mitgliedsorganisation dem FAO/WHO Codex Alimentarius bei. Die-
se Maßnahme hat seither über koordinierte EU-Positionen ganz wesentlich 
zu einer stärkeren Gewichtung und damit einer Aufwertung von Standpunk-
ten der EU-Mitgliedstaaten – und damit auch österreichischer Anliegen – im 
Codex beigetragen. Im Vorfeld der EU-Koordination zu Codex-Themen wer-
den österreichische Standpunkte unter Einbeziehung der österreichischen 
Sozialpartner im Rahmen der sogenannten „FAO/WHO Codex Alimentari-
us-Kommission“ (WECO) diskutiert bzw. festgelegt. Die WECO fungiert als 
Beratungsgremium des Bundesministers für Gesundheit und wurde auf 
Grundlage des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes 
(LMSVG) eingerichtet.
Zudem ist anzumerken, dass Transparenz im Codex besonders groß ge-
schrieben wird. So werden nicht nur alle Berichte im Internet veröffentlicht 
(siehe Link unter „Grundsätzliches zum Codex Alimentarius“), sondern es 
werden auch die Audio-Mitschnitte der Sitzungen der Codex Alimentarius 
Commission (CAC) und des Executive Committee veröffentlicht, so dass 
sich jedermann authentisch über die Diskussion und Entscheidungsprozes-
sen informieren kann (http://www.codexalimentarius.net/web/audio_en.jsp).

Weitere klarstellende Informationen: 
http://www.codexalimentarius.net/web/faq_rum.jsp#R12
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Gastkommentar von Hans Kronberger* 

Indien will mithilfe der Sonne bis 2020 
mindestens 20 Gigawatt Strom ans Netz 
bringen.

Wladimir Putins Charme ist hart, aber 
herzlos. Eine Gasliefergarantie für Ös-
terreich gebe er nicht ab, erklärte der 
russische Premierminister vergangene 
Woche dem erstaunten österreichischen 
Bundeskanzler vor laufenden Kameras. Die Gaswirtschaft und die 
EU-Kommission reagierten rührend. Im Notfall werde man in guter 
europäischer Solidarität die gespeicherten Reserven quer durch 
Europa pumpen, war die erste Schockreaktion in Richtung Werner 
Faymann.
(…) nicht ganz einfach: Im Gegensatz zu Strom kann Gas nicht 
wahllos hin- und her geschickt werden. Hartnäckig schwindeln 
sich die Europäer also an der Jahrhundertfrage – woher kommt 
die Primärenergie in den kommenden Jahren? – vorbei. Das Leer-
pumpen von Vorratsspeichern kann wohl kaum als gelungene 
Langzeitperspektive verkauft werden.

Gigantische Ausbeute 
Viel weiter sind da schon die Inder, sie denken perspektivischer. 
Exakt zeitgleich mit dem Bekanntwerden der neuen Gasmisere 
präsentierten sie ihre „National Solar Mission“, die besagt, dass 
sie bis 2020 mindestens 20 Gigawatt (Peak) installierte Leistung 
an Sonnenstrom ans Netz bringen werden. Das ist das Doppelte 
der derzeitigen Weltphotovoltaikproduktion. Die Stromausbeute 
übertrifft die dreier Atomkraftwerke.
Das Gegenargument, das viele „Energieexperten“ dazu anstimmen 
werden – Indien liege ja am Sonnengürtel der Welt – widerlegen 
die Bayern eindrucksvoll. Sie haben dank des deutschen Erneuer-
bare-Energiegesetzes (EEG) bereits heuer über zwei Gigawattpeak 
Sonnenstrom am Netz. Zur Sicherheit noch die Feststellung: Ba-
yern liegt zwar am Weißwurstäquator, aber nicht in der Sahara. 
Bleibt noch das Preisargument. Aber Indien ist bestimmt nicht die 
reichste Industrienation, bei der der Preis keine Rolle spielt.

Überhörter Weckruf 
Abgesehen davon, dass der Sonnenstrompreis jährlich sinkt, wäre 
es höchst an der Zeit, aufzuwachen und ernsthaft die Frage nach 
der Versorgungssicherheit der fossilen und atomaren Energiever-
sorgung zu stellen. 
Wie lange brauchen die Lieferländer fossiler Energiereserven, um 
bei Bedarf das industrialisierte Europa auf den Status eines Dritte- 
Welt-Landes herunterzufahren?
So gesehen kann Putins dramatische Ankündigung durchaus auch 
als Weckruf verstanden werden. Zurzeit deutet allerdings alles da-
rauf hin, dass Europa den Wecker weiter läuten lässt.

* Hans Kronberger ist Energieexperte und Präsident der Vereini-
gung Photovoltaic Austria

Sonne
statt

Atom
 

Fragt doch 
endlich die Inder

Ausschreibung 
für türkisches AKW 
annulliert

Liebe Freunde! 

Gute Neuigkeiten aus der 
Türkei: Die Ausschreibung für 
ein AKW in Akkuyu (Südküste) 
ist abgeblasen! Die Türkische 
Ingenieurs- und Architektenkammer (TMMOB) 
hatte das Höchstgericht (Staatsrat) ange-
rufen und gegen drei Artikel der Ausschrei-
bungsbestimmungen für Atomanlagen geklagt. 
Vor zehn Tagen entschied das Gericht zugun-
sten von TMMOB, indem es die besagten drei 
Artikel aussetzte. Heute hat der nationale 
Stromversorger TETAS die Ausschreibung zu-
rückgezogen.
Auf die Ausschreibung hin hatte ein einziges 
Konsortium, bestehend aus den russischen 
Firmen Atomstroyexport und Inter Rao sowie 
der türkischen Park Teknik, ein Anbot ge-
legt. Danach sollte die Kilowattstunde die 
Stromkunden 21 Cent kosten. Später setzten 
die Anbieter sie – wie von Zauberhand – mit 
15 Cent pro kWh an. Den Preis fand man in der 
Türkei hoch, dementsprechend gab es daran 
viel Kritik.
Ich glaube nicht, daß die gegenwärtige Re-
gierung ihre Atomträume aufgeben wird. Aber 
es wird schwierig werden, die Bestimmungen 
zurechtzudeichseln und nach einer etwaigen 
Neuausschreibung neue Anlagenanbieter zu 
finden. Falls sie sich dennoch weiter darauf 
versteifen, gibt es auch eine Kostenhürde: 
die angebotene Anlage dürfte nur so viel ko-
sten, daß ein Strompreis unter 15 Cent pro 
kWh herauskommt.
Summa summarum eine gute Nachricht für die 
Antiatomaktivisten und Umweltschützer auf 
der ganzen Welt. Eines der sonnigsten, win-
digsten Länder Europas, obendrein mit einem 
riesigen Energiespar- und Erdwärme-Potenzi-
al, bleibt atomfrei – wofür wir so lange 
gekämpft haben!

Ozgur Gurbuz, Greenpeace Türkei, 15.11.2009
 

Manche werden sich erinnern, die PLAGE hatte sich 
aktiv am internationalen Protest gegen die Preisga-
be des türkischen Atomfrei-Status mit dem Bau eines 
AKWs in Akkuyu beteiligt, mit Protestbriefen und mit 
einer Mahnwache vor dem türkischen Konsulat in 
Salzburg (> PN 7/1999).

Türkei:

Protest-Erfolg!
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„Der neueste Stromkennzeichnungs-Be-
richt der E-Control zeigt, welche Stromfir-
men ihren Kunden Atomstrom ‚unterjubeln‘ 
und somit Strom als Mogelpackung verkau-
fen. Erkennbar ist dies am UCTE-Mix (europ. 
Mix), der einen Atomstromanteil von 30 % 
aufweist“, erklärt Gerhard Heilingbrunner, 
Präsident des Umweltdachverbandes. An 
der Spitze der Atomstrom-Sünder steht 
die Verbund-Tochtervertriebsgesellschaft 
Verbund-Austrian Power Sales GmbH, die 
als Billigstromanbieter zu 89 % UCTE-Mix 
verkauft. 

Handlungsbedarf für 
Verbundchef Anzengruber!
„Die Verbund-Muttergesellschaft wirbt 
österreichweit mit einer aufwändigen An-
zeigenkampagne mit sauberer Wasser-
kraft und Erneuerbaren, verkauft mit ihrer 
Vertriebstochter aber billig* eingekauften 
Atomstrom. Das ist für einen der Republik 
Österreich gehörenden E-Wirtschaftsbe-
trieb absolut unverantwortlich. Austrian 
Power Sales produziert zudem 0,000703 g/
kWh radioaktiven Abfall! Das nenne ich eine 
scheinheilige Energiepolitik. Wir vergeben 
daher die Atom-Birne 2009 an die Verbund-
tochter und symbolisch an Verbundchef 
Wolfgang Anzengruber“, so Heilingbrunner. 
Der UWD appelliert an Anzengruber und die 
im Mehrheitseigentum der Republik stehen-
de Verbundgesellschaft, die ja selber zu 100 
% atomfreien Strom anbiete, auch die Toch-

tergesellschaft endlich 
auf Erneuerbare umzu-
stellen.

Schwarze 
Schafe unter 
Stromanbietern 
mit enormem 
Atomstromanteil
Es gibt eine ganze Reihe von Billigstrom-
anbietern, die allesamt im Eigentum der 
öffentlichen Hand stehen, wie die genannte 
Verbund-Austrian Power Sales, oder die KE-
LAG in Kärnten und die My Electric in Salz-
burg. Weitere «Atom-Birnen 2009» gehen 
daher an: MyElectric Energievertriebs- und 
Dienstleistungs GmbH (88% UCTE-Mix); En-
ergie Klagenfurt (76 %); Energie Graz (68%); 
KELAG (58%); TIWAG (30%); Innsbrucker 
Kommunalbetriebe (30%); Linz Strom Ver-
trieb (4%).

Energie-Oscar 2009 für 100% 
atomstromfrei
Wie es auch ohne Atomstrom geht, zei-
gen laut Umweltdachverband etwa Wien, 
Niederösterreich und Oberösterreich, de-
ren Landesgesellschaften nur Strom ohne 
Atomkraftanteil anbieten. Einen Energie-
Oscar 2009 bekommen daher u.a.: Wien 
Energie, EVN, Energie AG Oberösterreich. 
(Anm. PN-Red.: Es ist noch nicht lange her, 
da wurde Wien Energie und EVN von Glo-

bal2000 und Greenpeace ein erklecklicher 
Anteil an Atomstromimport bescheinigt. Bei 
der geringen Transparenz und der künst-
lichen Aufteilung des verkauften Stroms auf 
„100% Öko“- und „Allesfresser“-Tochter-
gesellschaften innerhalb einunddesselben 
Großunternehmens ist stets Skepsis ange-
bracht.) 

Umwelt-Oscar 2009 für 
100 % Erneuerbare
Darüber hinaus verdienen sich jene Unter-
nehmen, die zu 100 % aus erneuerbaren En-
ergien liefern und damit weder CO2-Emissi-
onen noch radioaktiven Abfall verursachen, 
einen Umwelt-Oscar. Einen solchen beka-
men 2009 insgesamt 23 Anbieter, darunter 
z.B. oekostrom AG und Alpen Adria Energie, 
zugesprochen.

(Quelle: Umweltdachverband, 6.11.2009) 

* Billig nur, weil ihn Electricité de France wegen Über-
kapazitäten um jeden Preis verkaufen muss. Und weil 
staatliche Förderungen, Langzeitkosten für den Atom-
müll u.a. nicht annähernd eingerechnet werden.

INT'L – KOPENHAGEN

Verstrahlt das Klima nicht!
Atomkraft macht blind für die echten Lösungen
Schon ein Jahr vor dem Weltklimagipfel in Kopenhagen lancierte das 
französische Atomgegnernetzwerk die Kampagne Don’t Nuke the Cli-
mate! – Verstrahlt das Klima nicht!, die nominell auch von der PLAGE 
mitgetragen wurde. Neben weiteren Aktionen am Gipfel „maskierten“ 
am 10. Dezember Vertreter/innen einer großen Zahl von NGOs unter der 
Federführung des Réseau Sortir du nucléaire die Meerjungfrau, das dä-
nische Nationalsymbol im Hafen der Hauptstadt. Mit der symbolischen 
Aktion wurde einmal mehr der Versuch der Atomwirtschaft „demas-
kiert“, die Klimakrise zu benutzen, um ihr Überleben zu sichern.

„Atom-Birne 2009” geht an Verbundtochter! 
Verbund wirbt mit sauberer Wasserkraft, 
verkauft mit Vertriebstochter Austrian  
Power Sales aber Atomstrom durch die 
Hintertür 
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Die eingesetzten „bildgebenden Verfahren“, 
ob Röntgen oder andere, sind gegenüber 
den Orwellschen Aussichten auf zentrale 
Überwachung, Datenvernetzung und unun-
terbrochene kollektive Belauerung sekundär. 
Dennoch sind auch sie zu bedenken, ins-
besondere ihre möglichen gesundheitlichen 
Auswirkungen.
Schon 2008 waren am Flughafen von Nizza 
an der französischen Riviera Versuche mit 
einem Röntgenscanner (appareil de radio-
logie) angesetzt, der ein dreidimensionales 
Bild vom nackten Körper der Passagiere lie-
fert. Der Staatliche Beirat für Informatik und 
bürgerliche Freiheiten (CNIL) hatte seinen 
Sanktus dazu gegeben. Doch angesichts der 
Reaktionen des Personals und örtlicher Poli-
tiker wurde die Inbetriebnahme vertagt.
Die Firmen, die die Vorzüge dieser Technik 
preisen, behaupten, daß diese „von einer 
unabhängigen Institution untersucht und 
bewertet wurde. Dabei wurde bestätigt, daß 
das Produkt keine Auswirkung auf die Ge-
sundheit der Passagiere hat“. Doch in der 
Ärztezeitung Le Quotidien du Médecin unter-
streicht Prof. Patrick Gourmelon, der Leiter 
des Strahlenschutzes für Personen am Staat-
lichen Institut für Strahlenschutz und Nukle-
are Sicherheit (IRSN), daß ein Unterschied 
besteht zwischen den von den Fabrikanten 
angegebenen Ganzkörper-Strahlendosen und 
den Dosen, die ein bestimmtes Organ abbe-
kommt – im vorliegenden Fall die Haut. Auf 
diese letzteren Dosen kommt es an. „Denn es 
kann durchaus sein, daß man äußerst nied-
rige Gesamtbelastungen registriert, während 
die Dosis für ein Organ einen erheblichen 
Wert erreichen kann“, sagt er. „Damit ergibt 
sich das Risiko einer Krebsentwicklung in 
den Zellen, insbesondere bei Risikogruppen, 
wie es Schwangere in den ersten Monaten 
oder Kinder sind.“
Dem kann man noch hinzufügen, daß eine 
Studie des US National Cancer Institute un-
längst vor dem intensiven Gebrauch der 
Scanner in der Medizin gewarnt hat. Sie 
könnten in den USA 29.000 zusätzliche 
Krebsfälle pro Jahr zur Folge haben. Gewis-
sermaßen eine Epidemie. Das würde bedeu-
ten, daß von jeweils 270 Frauen im Alter von 
40 Jahren, die einem Scan der Herzkranzge-
fäße unterzogen werden, eine mit Sicherheit 
einen Tumor entwickelt. 
(Quellen: LeMonde.fr – Le Blog de Georges 
Moréas, Polizeihauptkommissar h.c., 13.1.10; 
Le Figaro, 17.12.09)

Anti-Terrormaßnahmen:
Trügerische Sicherheit 
Der Körperscanner sei nur eine von mehre-
ren Möglichkeiten, wie man Dinge erkennen 
kann, die man nicht auf den ersten Blick 

sieht, sagt der Sicherheitsexperte Wolfgang 
Bachler, früherer Leiter der Polizei-Spezi-
aleinheit Cobra, im Ö1-Morgenjournal vom 
8. Jänner. Auch mit solchen Geräten werde 
es keine hundertprozentige Sicherheit geben. 
Hochprofessionelle Gegner würden immer 
eine Möglichkeit finden, Sicherheitstechnik 
zu umgehen, so Bachler. In dem oben er-
wähnten Blog auf LeMonde.fr vom 13.1.10 
zweifelt Polizeihauptkommissar G. Moréas 
denn auch: „Auch wenn seine Effizienz beim 
Aufspüren winzigster metallischer und son-
stiger Gegenstände fast hundertprozentig 
ist, fragen sich manche: Hätte der Scanner 
das Sprengpulver zu entdecken vermocht, 
das der nigerianische Terrorist von Flug 253 
der Northwest Airline an seinem Bein festge-
klebt hatte? Das ist alles andere als sicher.“

Frage der Privatsphäre 
Problematisch ist laut Bachler weiters die 
Frage, wie die Privatsphäre geschützt werden 
kann, etwa beim Scannen im Intimbereich. 
Als Heilmasseur mit dem menschlichen 
„G’stell“ bestens vertraut, sieht PLAGE-Vor-
standsmitglied Thomas Neff  darüberhinaus 
die Frage der Intimsphäre (Intim-Piercing, kör-
perliche Gebrechen, Herzschrittmacher,…) 
mit der Frage, was wirklich zur Sicherheit 
beiträgt, teilweise eng gekoppelt. Denn was 
soll mit Personen geschehen, die zB eine 
künstliche Hüfte oder ein künstliches Knie ihr 
eigen nennen? Diese Gelenke könnten relativ 
einfach mit Sprengmaterialien gefüllt werden. 
Dürfen solche Personen dann nicht mehr flie-
gen, obwohl diese Art von Operation schon 
fast eine Modeerscheinung geworden ist?! 
Dem Terroristen ist es jedenfalls völlig egal, 
ob er vor dem Selbstmordattentat noch eine 
sinnlose OP über sich ergehen lassen müßte. 
Und die Vorbereitungszeit einer OP ist erheb-
lich kürzer, als es ein komplizierter Anschlag 
erfordert.

Diskussion zu 
technikorientiert 
Experte Bachler hat denn auch grundsätz-
liche Bedenken: Sicherheit werde mit vier 
Komponenten produziert: Mensch, Technik, 
Zustand und Organisation. Und im Moment 
gehe die Diskussion mit so hoher Intensität 
in Richtung Technik, dass die Themen Ver-
halten und Organisation von Sicherheit in den 
Hintergrund treten. 

Amnesty International zum 
Terrorismuspräventions-
gesetz 2009
Am 13. Jänner 2010 hat AI zum Entwurf eines 
Bundesgesetzes Stellung genommen,* mit 
dem das Strafgesetzbuch zur Verhinderung 

von Terrorismus (Terrorismuspräventionsge-
setz 2009) geändert wird. „Amnesty Interna-
tional anerkennt“ darin „die Notwendigkeit, 
das StGB gemäß dem EU-Rahmenbeschluss 
des Rates zur Verhinderung von Terrorismus 
anzupassen“, kritisiert aber unter anderem: 
„Laut den Erläuternden Bemerkungen zum 
aktuellen Entwurf soll die Novelle dazu die-
nen, dass bestimmte Vorbereitungs- und 
Organisationshandlungen und auch jede 
‚Ausbildung‘ zu terroristischen Zwecken un-
ter Strafe gestellt werden. Die weiten und un-
bestimmten Formulierungen im Entwurf ber-
gen jedoch (…) die Gefahr“, daß bedenklich 
über die ursprüngliche Absicht, Terrorismus 
und organisierte Kriminalität zu bekämpfen, 
hinausgeschossen wird: daß nämlich „jegli-
che zivilgesellschaftliche Bewegung, die von 
staatlicher Seite als unerwünscht angesehen 
wird, unterdrückt und verfolgt werden kann.“ 
Die Verhaftung und Festhaltung von zig Tier-
versuchsgegnern mittels Paragrafen der Ter-
rorismusbekämpfung ist noch nicht lange 
her!... Die Atomgegner haben diesbezüglich 
in früheren Zeiten des Widerstands bereits 
einiges erlebt, und in atomerpichten Staaten 
wie Frankreich erleben sie es heute noch.

* AI bezieht zu Gesetzesentwürfen nur im Rahmen 
ihres Mandats Stellung. Also nur insoweit, als men-
schenrechtliche Implikationen gegeben sind.

Jüngste Meldung: 

Trotz Tierschutz-Causa soll 
§278ff StGB verschärft wer-
den! 
In einer Pressekonferenz am 20.1.10 spra-
chen Wolfgang Pekny, Obmann der Initia-
tive Zivilgesellschaft, einer NGO-Dachorga-
nisation mit über 40 Mitgliedern, und Mag. 
Eberhart Theuer, juristischer Experte für 
Menschenrechtsfragen, die gleiche Warnung 
aus wie Amnesty International (vgl. oben). 
Mit dabei war auch der bisher prominenteste 
Hauptbetroffene aus den Reihen engagierter 
und politisch aktiver Vereine, nämlich DDr. 
Martin Balluch, der Obmann des Vereins Ge-
gen Tierfabriken und Hauptangeklagter in der 
„Tierschutz-Causa“. Statt §278a im Gefolge 
der intensiven Auseinandersetzung um die 
lange Festhaltung von Tierschützern, um die 
Hausdurchsuchungen in ihren Lokalen u.ä. 
zu entschärfen, plant die Regierung, §278ff 
zu verschärfen und die Vorratsdatenspeiche-
rung einzuführen. Die Rechtsunsicherheit 
wird dadurch ohne jeden Anlass dramatisch 
erhöht und der Staat greift noch weiter in die 
bürgerlichen Freiheiten und Grundrechte ein, 
wie Univ.-Prof. Dr. Bernd-Christian Funk vom 
Institut für Staats- und Verwaltungsrecht der 
Universität Wien kritisierte.

Körper-Scanning – Strahlenbelastung?
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Die totale Sicherheit gibt es nicht, aber 
die totale Unsicherheit wird wei-
ter geschürt und gelebt. Mit 
Unsicherheiten lassen sich 
viele Verdienstmöglich-
keiten erfinden. Zuerst 
vernichtet man Grundwis-
sen, um danach Kunst-
wissen teuer verkaufen 
zu können (zB Patente 
auf Leben treten an 
die Stelle von Wis-
sen, Erinnerung und 
Praxis von Millionen 
Bauern).
Immer neue Endzeit-
szenarien werden erfunden und gepflegt: 
Wer erinnert sich noch daran, daß geplant 
war, Anfang 2010 die verschärften Flugsi-
cherheitskriterien weltweit ein wenig zu 
lockern? Flüssigkeiten  und andere „ver-
botene“ Dinge wieder an Bord zu erlau-
ben? 
Dann kam der Unterhosenbomber. Wie 
bestellt!
Und jetzt der Nacktscanner. Weitere 
Menschenrechte werden geopfert. Der 
Sicherheit. Trotzdem ist es die Unsicher-
heit, die unaufhörlich zunimmt. Und die 
Unfreiheit. Also wird offenkundig auf die 
falsche Art von Maßnahmen gesetzt. Ste-
reotyp, stets dieselbe Schiene. Wenn die 
Körperscanner auf den Flughäfen üblich 
werden, wann kommen sie dann auch 
auf den Bahnhöfen? Am Eingang zu öf-
fentlichen Gebäuden? Vor Schulen? 

Übertrieben? Fast noch ofenfrisch ist die 
Tagesfrage einer der führenden franzö-
sischen Tageszeitungen an ihre Inter-
net-Lesergemeinde: „Halten Sie es für 
nützlich, in Schulen Waffendetektoren 

zu installieren, um dort die Sicherheit zu 
verbessern?“ 62,6% Ja-Stimmen. 

(Von insgesamt 6.104  abge-
gebenen.) Allein die Tatsache, 
daß die Frage gestellt wird, 
spricht Bände: Müßte nicht 
zumindest jedem, der das 
gesellschaftliche Leben ver-
folgt oder gar in ihm öffent-
lich agiert, augenblicklich 
der Gedanke einschießen: 
Wenn wir bereits so weit 
sind, daß wir die Möglichkeit 
von Waffendetektoren an 

den Schulen erwägen, 
l dann: würden wir auch damit nicht 

mehr Sicherheit gewinnen;
l dann: müssen wir uns endlich den wirklichen 
Gründen dafür stellen, warum Waffen an und 
um Schulen sich zu einem derartigen Problem 
auswachsen, und somit Gewalt generell; ja, 
dann müssen wir möglicherweise so weit ge-
hen, auch unser Wirtschaften und Konsumie-
ren WIRKLICH umzusteuern, wenn letztlich 
darin die tiefen Ursachen liegen sollten, an 
deren Ende dann zB die flächendeckende 
Installation von Waffendetektoren steht – und 
vieles weitere von ähnlicher Art. 

Kriegsmaschinerie, Atomenergie, Gen-
technologie, Nano-Partikeln und künstliche 
Strahlenbelastungen, Informationstechno-
logie: Herrschaft, Kontrolle und Beeinflus-
sung bis ins Innerste. Je mehr Risikotech-
nologien und je krassere Ungleichgewichte 
(sozial Nord-Süd, Klimawandel usw) in die 
Welt gesetzt werden, umso mehr objektive 
Großrisiken entstehen. Aber auch umso 
mehr Großrisiken lassen sich konstruieren: 
von angeblich lauernden Massenvernich-
tungswaffen, Terroristen und Massen-

krankheiten. 
Lassen wir uns diesen Unsinn nicht mehr ge-

fallen. Akzeptieren wir nur, was die Übel an den Wur-
zeln bekämpft: Maßnahmen in Richtung Gerechtigkeit 
in und zwischen den Völkern/Staaten; zur Reduzie-
rung des Energieverbrauchs und damit der Klima- und 
Gesundheitsbelastung; alles, was der Erhaltung der 
Vielfalt dient, in Natur (Wildtiere und -Pflanzen, Land-
schaften…), Agrikultur (Nutztiere und -pflanzen, Bo-
den) und Kultur (Wirtschaft, Produktion, Verbrauch, 
Genuß – und Überdenken des Ganzen, und all die da-
für möglichen Methoden und Weisen).

Gesellschaftlicher Aufwand und Nutzen

Unsere Antwort auf die Nackt-Scanner!
Maßnahmen ja, aber an den Wurzeln - nicht zur ständigen 

Steigerung der Paranoia
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Die Plage News (PN) erscheint mindestens 
4 mal pro Jahr, die genaue Zahl und Erscheinung 

variieren aber aufgrund von Aktionen, 
Neuigkeiten, Belastungen usw.

The Nuclear Monitor, herausge-
geben in Amsterdam vom World 
Information Service on Energy / 
WISE, sammelt und verbreitet seit 
über 30 Jahren in englischer Spra-
che Informationen aus der „Welt der Atomkraft“. Er hieß denn auch WISE Bulletin, 
bis die US-amerikanische NGO Nuclear Information & Resources Service / NIRS bei 
WISE unterstützend einstieg. Vor einiger Zeit hat die niederländische Regierung – die 
nunmehr wie manche andere auch wieder atomfreundlicher geworden ist – jegliche 
Subvention für den Monitor gestrichen. Damit war die schon prekäre Lebensgrundla-
ge von Zeitschrift und Redaktion akut bedroht.
Im Stiftungsrat der EGS Atomfreie Zukunft sind wir der Auffassung, daß der Fort-
bestand dieses einzigen weltweiten und seit 1978 aufrechterhaltenen Nachrichten-
dienstes mit atomkritischer Grundeinstellung immens wichtig ist. Insbesondere auch 
für Bürgerinitiativen, Aktivisten und kritische Wissenschaftler in Ländern, wo der Zu-
gang zu Information generell schwierig ist und in umstrittenen Anliegen zumal. Gera-
de hier zeigt sich auch der Wert des reichen Archivs von WISE/N.M., das es ebenso 
aufrechtzuerhalten gilt.    
Die EGS Atomfreie Zukunft unterstützte 2009 den Nuclear Monitor mit 5.000,- Euro. 
Sicherheitshalber wird der Betrag in zwei Raten ausbezahlt.

Am 1. November starb völlig unerwar-
tet Dr. Ludwig Trautmann-Popp, Ener-
giereferent des Bund Naturschutz (BN) 
Deutschlands und Bayerns: Während 
einer Heimfahrt zusammen mit seiner 
Frau ereilte ihn ein rascher Herztod. Mit 
ihm verlieren nicht nur der Bund Natur-
schutz, sondern auch die Bayerischen So-
larInitiativen einen großen Mitstreiter für 
die Energiewende und die Erneuerbaren 
Energien.
Trautmann-Popp war als Kernphysiker 
einer der eminentesten Gegner der Atom-
energie im Nachbarland. Mit messer-
scharfen und sachlichen Argumenten hat 
er die „Atommärchen“ entzaubert. Für 
Salzburg und Österreich wurde dies in der 
zweiten Hälfte der 1980er vor allem als 
Entlarvung der „WAA-Märchen“ bedeut-
sam: Der BN-Energieexperte trug wesent-
lich zum Fall der Atommüll-Wiederaufbe-
reitungsanlage Wackersdorf bei.
Gleichzeitig hat er  unermüdlich den Weg 
für die Erneuerbaren auch in den Reihen 
des eigenen BN geebnet: Klimaschutz war 
für ihn mindestens so wichtig wie Natur-
schutz. 
Zum Begräbnis am 4.11.09  in seiner Hei-
matstadt Bamberg gab ihm eine eindrucks-
voll große Trauergemeinde die letzte Ehre.

Werkvertrag-Ausschreibung
Dokumentations-Projekt

Berichte über WHO-IAEO in „Ärztewoche“ und „Ärztezei-
tung“ http://www.aerztezeitung.at/archiv/oeaez-2009/oea-
ez-12-25062009/who-und-internationale-atomenenergiebeho-
erde.html

2009 wurden von der Elfi-Gmachl-Stiftung Atomfreie Zu-
kunft drei Projekte gefördert. Diesmal stellen wir das eine 
davon kurz vor:

Projektunterstützung durch EGS in 2009

l	� ca. Frühjahr bis Herbst 2010, Option auf Verlängerung, rd. 10 Wochenstunden 
(flexibel), e15,-/Stunde.

l	� Untersuchungsgegenstand: zwischen Atomenergie, Biologie und Politik angesie-
deltes Thema.

l	� Anforderungsprofil: u.a. Erfahrung in wissenschaftlicher Arbeitsweise (bes. 
Sammlung & Aufarbeitung von Unterlagen) und mit NGO-Arbeit/Bürger-Engage-
ment; gute Englischkenntnisse.

 
Genaueres unter www.atomfreie-zukunft.at oder www.plage.cc.
Bei Interesse & vermuteter Eignung: schriftliche Rückmeldung an PLAGE-Büro 
(> siehe Impressum). In der Folge ggf. Vorstellungsgespräch.


